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Einer der größten Standortnachteile Deutschlands ist
das Ausmaß der bürokratischen Hemmnisse. Inlän-
dische Unternehmen und ausländische Investoren
ächzen unter der Unzahl von Genehmigungen, Sta-
tistiken und behördlichen Verfahren und wenden sich
bei ihrer Standortwahl immer häufiger attraktiveren
Regionen zu. Hierzulande müssen kleine und mittle-
re Betriebe bis zu 7 Prozent ihres Umsatzes für die
Erledigung staatlich auferlegter Pflichten aufwenden.
38,64 Milliarden Euro zahlt der Mittelstand jährlich für
die deutsche Bürokratie – Tendenz steigend. Vor
dem Hintergrund einer Bürokratiekostenexplosion
von 130 Prozent in den letzten acht Jahren für Unter-
nehmen mit 100 bis 499 Mitarbeitern kann die zu-
nehmende mittelständische Arbeitsplatzverlagerung
ins Ausland daher kaum wundern. 

Der alltägliche Bürokratismus ist Teil der strukturellen
Krise unseres Landes und eine zentrale Ursache für
die anhaltende Wachstumsschwäche. Es ist daher
richtig, das Thema Bürokratieabbau weit oben auf
die politische Tagesordnung zu setzen. Für eine ech-
te Trendumkehr ist jedoch weit mehr nötig als die
„Initiative Bürokratieabbau“ der rot-grünen Bundes-
regierung. Wenn die staatliche Regelungswut gleich-
zeitig ungezügelt um sich zu greifen droht, wie z.B.
der inzwischen gescheiterte Entwurf eines de-
taillierten „Antidiskriminierungsgesetzes“ zeigt, sind
Ausmaß und Ursache des Bürokratieproblems offen-
sichtlich nicht vollständig erkannt worden. Dringend
notwendig ist daher ein grundsätzliches Umdenken
hinsichtlich staatlicher Aufgaben und gesellschaft-
licher Versorgungsansprüche. Richtschnur dieser
Neuorientierung kann nur eine Ordnungspolitik nach
Ludwig Erhard sein.

Für das stetige Ausweiten staatlicher Aktivität und
Reglementierung macht die Stiftung Marktwirtschaft
einerseits Mängel im föderalen Staatsaufbau und
andererseits das Delegieren von Verantwortung einer
zunehmend risikoscheuen Gesellschaft verantwort-
lich. Das Fehlen wirkungsvoller institutioneller Büro-
kratieschranken bei gleichzeitiger Nachfrage nach
staatlicher Risikoabsicherung hat die Herrschaft der
Amtsstube („Büro-Kratie“) zu einer chronischen
Krankheit der Volkswirtschaft werden lassen. Weil es
nun an Flexibilität mangelt, kommt die deutsche
Wirtschaft trotz eines beispiellosen Booms der Welt-

wirtschaft nicht auf die Beine. So bleibt es bei Stag-
nation und Massenarbeitslosigkeit. 

Was muss getan werden? Die Stiftung Marktwirt-
schaft empfiehlt die Kombination von kurz- und lang-
fristigen Strategien: Neben einem mutigen Durch-
forsten, Vereinfachen und Generalisieren bestehen-
der Regelungen – z.B. im Arbeitsrecht, in der Wirt-
schaftsstatistik oder in der immer noch umfangrei-
chen Arbeitsstättenverordnung – müssen vor allem
Anreize zur Vermeidung neuer Bürokratie gesetzt
werden. Der Wettbewerb im föderalen Staatsaufbau,
aber auch bei der internen und externen Strukturie-
rung von Behörden und Verwaltungen ist dabei deut-
lich zu stärken. Hinzukommen müssen moderne,
praxisorientierte Strategien zur Bürokratieverhin-
derung, wie z.B. Gesetzesbefristungen oder Kosten-
Nutzen-Analysen aller staatlichen Regelungen.  

Mit dem vorliegenden Argument lenkt die Stiftung
Marktwirtschaft das Licht auf ein für unser Land ent-
scheidendes Problem – den Paragraphensand im Ge-
triebe der Volkswirtschaft. Die Analyse von Ausmaß
und Ursache des Bürokratismus zeigt, wie dringend
die Trendumkehr notwendig ist. Unter Berücksichti-
gung erfolgreicher Ansätze im Ausland stellt die Stif-
tung Marktwirtschaft deshalb einen Maßnahmenkata-
log vor, der auf individueller Verantwortlichkeit, staat-
licher Serviceorientierung und Wettbewerb fußt.
Wenn Unternehmern, Investoren und Bürgern wieder
Freiraum zurückgegeben wird und sich der Staat
gleichzeitig auf das effiziente Angebot seiner Kern-
aufgaben zurückzieht, wird Deutschland wieder
Dynamik entwickeln. Dazu bedarf es einer neuen
Denkweise bei Bürgern und Politikern.

Prof. Dr. Michael Eilfort, Vorstand

Prof. Dr. Bernd Raffelhüschen, Vorstand
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1 Bürokratie in Deutschland –
Ausmaß, Ursachen, Perspektiven

Innovation und Unternehmergeist sind die Quellen
für Beschäftigung und wirtschaftliches Wachstum
und damit Voraussetzung für Wohlstand und stabile
soziale Verhältnisse. Deutschland ist als Hochlohn-
land ohne nennenswerte Rohstoffvorkommen auf In-
novationen und technischen Fortschritt angewiesen.
Die Bedingungen für eine wissensbasierte Gesell-
schaft, wie es Deutschland sein muss, sind exzellen-
te Aus- und Weiterbildungssysteme sowie günstige
Rahmenbedingungen für Unternehmer, Investoren
und Wissenschaftler. Zu den Rahmenbedingungen
gehört auch die Effizienz des Rechtssystems. Die
deutsche Gesetzeslandschaft hat sich in den letzten
Jahrzehnten jedoch in einen Regelungssumpf ver-
wandelt, der sich zunehmend ausbreitet. Das öffent-
liche Leben ist in Deutschland derart umfassend
durch Bestimmungen und Gesetze geregelt wie in
kaum einem Land der Erde. Das Ergebnis sind rück-
gängige Investitionen, fehlende Unternehmensgrün-
dungen und eine ungebrochen hohe Zahl von Insol-
venzen; das Wachstum der Wirtschaft bleibt aus,
während die Arbeitslosigkeit weiterhin steigt.

Die wachstumshemmende Wirkung von Regle-
mentierung und Bürokratie ist der deutschen Po-
litik seit langem bewusst. So haben auch die Be-
mühungen um Deregulierung und Entbürokratisie-
rung eine lange Tradition: Auf Bundesebene
haben in den letzten vier Legislaturperioden ver-
schiedene Kommissionen gewirkt, ohne jedoch
eine Trendumkehr zu erreichen: 

• 1983 - 1998: Unabhängige Kommission für
Rechts- und Verwaltungsvereinfachung („Bun-
desvereinfachungskommission“) 

• 1988 - 1990: Unabhängige Expertenkommis-
sion zum Abbau marktwidriger Regulierungen
(„Donges-Kommission“)

• 1994/1995: Unabhängige Expertenkommission
zur Vereinfachung von Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren („Schlichter-Kommission“ ein-
schließlich „Ludewig-Arbeitsgruppe“)
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• 1995 - 1997: Sachverständigenrat „Schlanker
Staat“ („Scholz-Kommission“)

• 1997/1998: „Lenkungsausschuss Verwaltungs-
organisation“ des Bundesinnenministeriums

• seit 1999: „Moderner Staat – moderne Verwaltung,
Initiative Bürokratieabbau“ der Bundesregierung

Die Bürokratie in Deutschland ist den letzten Jahren
nicht zurückgegangen. Im Gegenteil, für einige gestri-
chene Verordnungen und Gesetze wurden um so
mehr neue Regeln erlassen. Deutschland leidet daher
keinen Mangel an Vorschriften. Allein auf Bundes-
ebene gibt es derzeit etwa 2200 Gesetze mit 46800
Einzelvorschriften und 3130 Rechtsverordnungen mit
39200 Einzelvorschriften. Auf Länderebene kommen
mindestens noch einmal so viel hinzu. Trotz aller Be-
kenntnisse zum Bürokratieabbau hat die Bundesre-
gierung seit 1999 insgesamt 122 Gesetze und 178
Verordnungen mehr erlassen als abgeschafft. Der
ohnehin schleppend vorankommenden „Initiative Bü-
rokratieabbau“ spricht diese Entwicklung Hohn.

Die Bundesrepublik Deutschland befindet sich seit ih-
rer Gründung in einem ungebrochenen Trend zur Aus-
weitung staatlicher Intervention und Regulierung. Da-
ran haben auch die Bürger schuld: Einen Grundge-
danken der sozialen Marktwirtschaft übertreibend,
hat die Gesellschaft in den vergangenen Jahrzehnten
ein ständiges Mehr an staatlicher Sicherung gefor-
dert. So soll der Staat Gefahren für den Einzelnen
weitestgehend ausschließen und verbleibende Risi-
ken umfassend absichern. Heute steht daher nicht

Abbildung 1: Durchschnittlicher Seitenumfang
des Bundesgesetzblattes pro Jahr

Quelle: Stiftung Marktwirtschaft, Stat. Bundesamt, IW Köln.
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mehr die Grundsicherung der sozial Schwachen im
Vordergrund, sondern die Absicherung der gesamten
Gesellschaft. Das bundesdeutsche Sozialbudget ist
so seit 1965 von 23 Prozent auf über ein Drittel des
Bruttoinlandsproduktes angestiegen; die Sozialaus-
gaben des Bundes nehmen heute rund 50 Prozent
des Haushaltes in Anspruch. 

Der Gesetzgeber bemüht sich zusätzlich um größt-
mögliche Einzelfallgerechtigkeit in der  Berücksich-
tigung jedweder Eventualität. Mit sprichwörtlicher
Gründlichkeit hat er die  Gesellschaft mit einem eng-
maschigen Netz von Regularien überzogen, die
Kosten verursachen und Wachstum hemmen. Die-
ses Korsett übermäßiger staatlicher Reglementie-
rung kann nur abgelegt werden, wenn sich die Be-
völkerung auf Eigeninitiative und persönliche Ver-
antwortung rückbesinnt und die Politik mehr Mut
zur Freiheit entwickelt. Denn nur freie Bürger und
flexible Unternehmen auf offenen Märkten können
Wachstum und Wohlstand schaffen.

2  Wirkung und 
Kosten von Bürokratie 

Der Grad wirtschaftlicher Freiheit auf einer Punkte-
skala von 1 bis 10 wird vom Fraser-Institute (Vancou-
ver) für Deutschland mit 7,3 Punkten beziffert. Damit
befindet sich die Bundesrepublik aber nur im Mittel-
feld der internationalen Erhebung. Für das unbefrie-
digende Abschneiden sorgen vor allem die hohen
staatlichen Transfers sowie der stark regulierte Ar-
beitsmarkt, während die Rechtssicherheit und Geld-
wertstabilität Pluspunkte darstellen. Wirtschaftliche
Unfreiheit wird in erster Linie durch
gesetzliche Einschränkungen und
bürokratische Genehmigungsverfah-
ren hervorgerufen. Die Leidtragen-
den sind vor allem Bürger und Unter-
nehmen, und somit die Volkswirt-
schaft als Ganzes. Die gesamtwirt-
schaftlichen Kosten durch Bürokratie
lassen sich dabei in zwei Kategorien
unterteilen: 

• Einzelwirtschaftliche Kosten: Sie
entstehen bei Erfüllung staatlicher
Vorschriften und statistischer und
anderer Meldepflichten. Dies bin-

det in den Unternehmen, aber auch bei Bürgern
Ressourcen, die dadurch einer produktiven Ver-
wendung entzogen sind. 

• Gesellschaftliche Kosten: Staatliche Bürokratie
wirkt als Innovations- und Investitionsbremse. Ein
ausufernder öffentlicher Dienst schränkt außerdem
die finanzielle Handlungsfähigkeit des Staates ein.

Für die Erarbeitung von konkreten Entbürokratisie-
rungsvorschlägen ist zunächst eine Analyse der ent-
stehenden Kosten und ihrer Wirkung notwendig. Da-
bei werden erst die Hemmnisse für Unternehmen und
Investoren untersucht, bevor in einem weiteren Schritt
das Licht auf den öffentlichen Dienst gelenkt wird.

2.1 Bürokratie behindert Unternehmen, 
verzögert Gründungen 
und verschreckt Investoren 

Mit der zunehmenden globalen Verflechtung der
Märkte sind Flexibilität und Reaktionsschnelligkeit
zwei lebenswichtige Faktoren für erfolgreiches
unternehmerisches Handeln geworden. Unnötige
bürokratische Regelungen gefährden den unter-
nehmerischen Erfolg: Die Reaktionsschnelligkeit
schwindet, während die Opportunitätskosten
gleichzeitig steigen. Die entgangene Möglichkeit
zur Wertschöpfung mindert letztendlich die preisli-
che Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen.  

Anstatt einen einfachen und soliden Rahmen für eine
offene und funktionsfähige Marktwirtschaft zu bieten,
wird das Korsett gesetzlicher Vorgaben enger und
enger geschnürt. Die Entwicklung der Arbeitsschutz-
vorschriften und technischen Regeln sind klassische
Beispiele zunehmender staatlicher Regelungslust
(siehe Abb. 2 und 3).
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Anzahl staatlich-tech-
nischer Regelungen

Anzahl der Arbeitsschutz-
vorschriften in Deutschland

Abbildung 2: Abbildung 3:

Quelle: Bayerische Staatskanzlei.
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Es sind die regulativen Beschränkungen und büro-
kratischen Hemmnisse, die Unternehmen in Deutsch-
land am stärksten belasten. In einer Online-Umfrage
(April 2003) der bayerischen Deregulierungskommis-
sion zu den größten betrieblichen Belastungen wur-
de die Bürokratie mit 69 Prozent noch vor einer
schlechten Auftragslage (48 Prozent) oder Finan-
zierungsproblemen (43 Prozent) genannt. Die Rang-
liste der stark bürokratiebelasteten Prozesse führen
die „Beschaffung von Fördermitteln“ (52 Prozent), die
„Wahrung von Informations- und Auskunftspflichten“
(41 Prozent) und die „Beteiligung an öffentlichen
Ausschreibungen“ (37 Prozent) an. Insgesamt sehen
deutsche Unternehmen in der staatlichen Bürokratie
ein gravierendes Standorthindernis. 

Die tatsächlichen Kosten 

Die tatsächlichen Kosten, welche Unternehmen
aufgrund von Bürokratie und Regulierung entste-
hen, haben ein bedeutendes Ausmaß: Während
kleine und mittlere Unternehmen nach Angaben
der Bundesbank eine Umsatzrendite zwischen 1,5
und 2,5 Prozent erzielen, belaufen sich ihre
Bürokratiekosten auf 1,5 bis 7 Prozent des Um-
satzes. Hier zeigt sich eine besondere Belastung
gerade mittelständischer Unternehmen, die vom
Institut der deutschen Wirtschaft (IW) bestätigt
wird: Eine Umfrage bei über 1.200 Unternehmen
(2003) zeigte, dass 55 Prozent der kleinen und
mittleren Betriebe sich durch staatliche Bürokratie
behindert fühlen, von den großen Unternehmen
aber nur 48 Prozent. 45 Prozent beider Unterneh-
mensgruppen gaben an, bei einer durchgreifenden
Entlastung von Bürokratie mehr investieren zu wol-
len; 35 Prozent würden mehr Personal einstellen. 

Bürokratie wird in diesen Zusammenhängen als
Summe der durch den Staat auferlegten Pflichten
verstanden. Dazu gehören u.a. die Berechnung
und Abführung von Lohnsteuer und Sozialversi-
cherungsbeiträgen sowie von Einkommensteuer-,
Körperschaft-, Gewerbe- und Mehrwertsteuer.
Außerdem gilt es, Monats-, Quartals- und Jahres-
statistiken zu erstellen,  Genehmigungen zu bean-
tragen, betrieblichen Prüfungen vorzubereiten und
den Jahresabschluss prüfen zu lassen. 

Die Opportunitätskosten sind in konservativen
Schätzungen noch nicht einmal mitgerechnet: So
entgeht dem Betrieb durch bürokratiebedingt ge-
bundene Unternehmer und Mitarbeiter ein Mehr-
wert. Das Institut für Mittelstandsforschung in Bonn

hat den Zeitaufwand für administrative Tätigkeiten
näherungsweise geschätzt: Die Spanne reicht hier
von etwa 6 Stunden pro Mitarbeiter und Jahr in Un-
ternehmen mit 500 Mitarbeitern bis zu 63 Stunden
in Kleinbetrieben mit ein bis neun Mitarbeitern. Die
umgerechneten Lohnkosten reichen von ca. 300
Euro je Mitarbeiter und Jahr in großen Unternehmen
bis zu 4.300 Euro in Kleinbetrieben. 

Darüber hinaus wurde ein starker Anstieg der Bü-
rokratiekosten insbesondere bei der Sozialver-
sicherung, der Steuer und der amtlichen Statistik in
den letzten Jahren ermittelt – eine Belastung, die
auch auf die verstärkte Nutzung externer Spezialis-
ten zurückzuführen ist. Das Fazit ist daher ernüch-
ternd: Die bürokratischen Auflagen für unterneh-
merische Aktivität in Deutschland haben derart
überhand genommen, dass sie ohne den Einsatz
größerer Finanzmittel und die Hilfe diverser Dienst-
leister nicht mehr bewältigt werden können.    

Teure und verzögerte 
Unternehmensgründungen

Besonders Unternehmensgründer leiden unter den
hohen bürokratischen Hürden, die der deutsche
Gesetzgeber aufgestellt hat. Nach Recherchen der
Weltbank muss ein Gründungswilliger im Durch-
schnitt mindestens neun behördliche Interaktionen
in steuer- oder arbeitsrechtlich bedingten Angele-
genheiten bewältigen. Dafür braucht er im Durch-
schnitt 45 Arbeitstage. Das sind 5 Tage mehr als im
Durchschnitt der EU und etwa 40 Tage mehr als in
Großbritannien oder Dänemark. 

Unternehmensgründer müssen jedoch nicht nur
steuer- und arbeitsrechtliche Hürden übersprin-
gen, sondern in der Regel auch Genehmigungen
einholen. Für den Unternehmensstart muss laut
einer Studie der deutschen Mittelstandsbank (ehe-
mals deutsche Ausgleichsbank) jeder dritte
Gründer zwischen drei und fünf Genehmigungen
einholen. Jeder Zehnte braucht bereits sechs bis
neun und weitere 10 Prozent sogar mehr als neun
Genehmigungen. 

Der Bürokratismus hat damit einerseits eine ab-
schreckende Wirkung auf potenzielle Unterneh-
mensgründer, andererseits verzögert er auch viele
Neugründungen. Den Daten der deutschen Mittel-
standsbank zufolge kamen 42 Prozent aller Grün-
dungen wegen bürokratischer Hemmnisse mehr
als sechs Monate später als geplant an den Start.
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19 Prozent wurden
sogar mehr als ein
Jahr hinausgescho-
ben. Insbesondere
im High-Tech-Be-
reich können solche
Verzögerungen die
Startchancen erheb-
lich mindern. 

Es ist naheliegend,
dass die Kosten für
eine Unternehmens-
gründung mit der
Anzahl der damit
verbundenen Ver-
waltungsakte stei-
gen. Die nachste-
hende Graphik (Abb.
4) verdeutlicht die-
sen Zusammenhang
und zeigt, unter Be-
rücksichtigung der gesetzlichen Eigenkapitalanfor-
derungen, an welchen Standorten eine Firmen-
gründung leichter und günstiger vonstatten geht.

Die Bedeutung einer effizient arbeitenden Verwal-
tung für junge Unternehmen ist evident. Das Klima
für Neugründungen muss sich in Deutschland ver-
bessern, so dass Gründer zügig und mit angemes-
senem Kapitaleinsatz auf den heimischen und inter-
nationalen Markt gelangen. Die Beispielländer
Finnland, Dänemark, USA und Großbritannien zei-
gen, dass weniger Bürokratie Grundlage einer wirt-
schaftlichen Dynamik ist, die
auch auf dem Arbeitsmarkt an-
kommt.

Abschreckung 
ausländischer Investoren

Aus Sicht ausländischer Inves-
toren zeigt sich die größte
Schwäche des Standortes
Deutschland im Arbeitsmarkt:
Nicht „zu teuer“, sondern vor
allem „zu starr“ lautet die
Hauptkritik. Amerikanische Un-
ternehmen stellen traditionell
die größte Gruppe ausländi-
scher Investoren in Deutsch-
land dar (im Jahre 2003 allein
80 Mrd. US-Dollar). Laut einer

Befragung der „American Chamber of Commerce in
Germany“ aus dem Jahr 2004 wünschen sich ame-
rikanische Unternehmen in erster Linie größere
Flexibilität bei Einstellungen und Kündigungen
(Abb.5) – kein anderes europäisches Land hat im
Arbeitsrecht eine so umfangreiche und intranspa-
rente Gesetzgebung wie Deutschland. Die Kom-
plexität erhöht sich dabei noch durch die maß-
gebliche Bedeutung der deutschen Arbeitsgerichte. 

Das Business Questionnaire der AmCham Germa-
ny zeigt, dass Investoren durchaus bereit sind, die

Bürokratieabbau in Deutschland
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Abbildung 4: Einfluss der Bürokratie auf Unternehmensgründungen

Abbildung 5: Gewünschte Änderungen amerikanischer 
Investoren für den deutschen Arbeitsmarkt

Quelle: Stiftung Marktwirtschaft, Weltbank (2004) Doing Business in 2004.

Quelle: AmCham Business Questionaire 2004.
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Qualität des Arbeitskräfteangebots und der Infra-
struktur durch hohe Nominallöhne zu würdigen.
Verbesserungsbedarf wird daher eher bei Regle-
mentierung und Bürokratisierung des deutschen
Arbeitsmarktes gesehen.

Investoren aus dem Ausland haben eine unbestrit-
ten hohe Bedeutung für die wirtschaftliche Dyna-
mik und Beschäftigung in unserem Land. Einfacher
noch als die dringend notwendige Senkung der
Lohnnebenkosten ist es, unnötige Bürokratie abzu-
bauen und mehr Freiheit zu wagen: So kann das
deutsche Arbeitsrecht z.B. an vielen Stellen ausge-
dünnt werden. Bei der Standortwahl sind Investo-
ren aus dem Ausland hinsichtlich der gesetzlichen
Reglementierung sehr sensibel, weil sie die unter-
nehmerische Flexibilität einschränkt. Mit einer Ent-
schlackung des Arbeitsrechtes könnte der Stand-
ort Deutschland viel an Attraktivität zurückgewin-
nen. 

2.2 Automatisches Staatswachstum?

Einer bürokratischen Staatsverwaltung schrieb
Max Weber zu, eine leistungsstarke und effiziente
Organisationsform zu sein: Ohne eigenen politi-
schen Gestaltungswillen setze die Bürokratie
Vorgaben aus der Politik ergebnisorientiert um.
Heute macht der Blick auf eine Staatsquote von
annähernd 48 Prozent sowie die schiere Größe des
deutschen Staates mit 5.874.400 Beschäftigen der
öffentlichen Arbeitgeber (im Jahr 2003, siehe Abb.
6) deutlich, dass der Staat zunehmend private
Lösungen verdrängt und das Land bewirtschaftet.
Wo Eigenverantwortung und private Initiative
Wohlstandsgewinne hervorrufen könnten, lähmt
die wachsende öffentliche Verwaltung die
Eigendynamik einer freien Volkswirtschaft. Zur
staatlichen Monopolisierung vieler Bereiche
kommt eine enorme Kostenbelastung durch staat-
liche Organe. Sie findet ihren krassen Ausdruck in
zügig steigender Staatsverschuldung und zuneh-
mender Verunsicherung der Gesellschaft. 

Im Widerspruch zu Max Weber kann heute gerade
der fehlende Effizienzdruck infolge mangelnder
Konkurrenz als Ursache für übermäßige Bürokratie
ausgemacht werden.  Behördliche Hierarchien sol-
len Marktlösungen ersetzen, wenn der Gesetzge-
ber – allzu oft – ein Marktversagen vermutet. Hie-
rarchisierte Inhouse-Lösungen bringen jedoch An-
reiz-, Delegations- und Kontrollprobleme mit sich,
auf die nicht selten mit neuzuschaffenden Gremien

reagiert wird. Die Folge ist ein größer und größer
werdender Staatsapparat.    

Staatliche Lösungen können mit dem technologi-
schen Fortschritt, der Globalisierung und der
erhöhten Komplexität in der Gesellschaft kaum
Schritt halten, weil dazu der wettbewerbliche
Anreiz fehlt. Genehmigungsverfahren und staatli-
che Regulierungen werden immer langwieriger, je
komplexer der Sachverhalt ist. Der Ausweg aus
diesem Dilemma besteht jedoch nicht in einem
Aufstocken der zuständigen Staatsdiener, sondern
in innovativen staatsfernen Lösungen, wie etwa
umfassende Haftungsregeln im Schadensfall.  

Der staatliche Apparat in Deutschland hat einen
Umfang angenommen, der längst für eine Selbstbe-
schäftigung aller Staatsdiener ausreicht. Mit dem
britischen Ökonom Cyril N. Parkinson kann vermu-
tet werden, dass sich die Beamten und Angestellten
in deutschen Amtszimmern ihre Arbeit in starkem
Mass gegenseitig schaffen. Bürokraten werden so
zur Ursache für weiter wachsende Bürokratie. Da
ihre Anstellungsverträge kaum anreizkompatibel
und leistungsorientiert ausgestaltet werden können,
besteht ihr wesentlicher Arbeitsantrieb darin, keine
Fehler zu machen. Die Folge sind langwierige
Verfahren und unnötig komplizierte detailüberfrach-
tete Regulierungen – die Bürokratie und mit ihr der
Staat wachsen weiter. 
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Abbildung 6: Beschäftigte der öffentlichen 
Arbeitgeber (bis 1990 nur alte Bundesländer)

Quelle: Stiftung Marktwirtschaft, Stat. Bundesamt.
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3 Was verursacht Bürokratie ?

Wie bereits erwähnt, ist die Ausweitung von staat-
licher Intervention und Regulierung eine wesentli-
che Ursache für die schlechte Verfassung der
deutschen Wirtschaft. Warum aber ist die Bürokra-
tie in unserem Land angewachsen?

Obwohl historisch bewiesen ist, dass Marktwirt-
schaften Planwirtschaften überlegen sind und ob-
wohl die marktwirtschaftliche Konzeption der Bun-
desrepublik im Grundgesetz verankert ist und von
allen ernstzunehmenden gesellschaftlichen Grup-
pen anerkannt wird, befindet sich die Staatswirt-
schaft hierzulande auf dem Vormarsch. Die hohe
Staatsquote und ein zahlenmäßiges Anwachsen
der Staatsbeschäftigten (von 12 Prozent aller Be-
schäftigten im Jahr 1960 auf 15 Prozent 2003) bei
gleichzeitiger Verringerung der Zahl der Selbstän-
digen (von 12 Prozent 1960 auf 9 Prozent 2001)
deuten in diese Richtung. 

Vier Hauptursachen sind erkennbar:

I. Steigende Nachfrage nach staatlicher
Sicherheit durch die Gesellschaft 

Die Risikobereitschaft der Bürger nimmt zuneh-
mend ab. Die Menschen verlangen daher vom
Staat die Sicherheit von Einkommen und Sozial-
leistungen. Staatliche Bürokratie in Form von
Genehmigungen, Schutzrechten und sozialen
Sicherungssystemen wird als notwendig betrach-
tet und von der Gesellschaft nachgefragt. Gewählt
werden daher Politiker, die staatliche Absicherung
und Umverteilung versprechen. Die Folge ist mehr
Bürokratie.   

II.   Die Unvollkommenheit politischer Märkte

Politik und Gesetzgebung erfüllen die Nachfrage
nach Bürokratie gerne, weil es den eigenen Zielen
nützt. Politiker müssen populistisch sein, um Wah-
len zu gewinnen. Dabei werden kleinere Interessen-
gruppen, die sich laut zu Wort melden, stärker be-
achtet als große Gruppen, die schwer zu organisieren
sind. Im Vordergrund steht demnach eine kurzfristige
Klientelpolitik. Eine Lobby für Bürokratieabbau gibt
es jedoch nicht, weil die Vermeidung von Bürokratie
nur in langfristiger Perspektive Vorteile bringt. 

III.  Rechtssetzung nach einem 
verfehlten Gerechtigkeitsbild

Der Begriff Gerechtigkeit fehlt in keinem Partei- und
Regierungsprogramm. Doch muss Gerechtigkeit
wirklich erst durch vielfältige Staatseingriffe in die
Marktprozesse hergestellt werden? Im Laufe der
Zeit wurde immer häufiger zugunsten staatlicher In-
tervention entschieden und die Soziale Marktwirt-
schaft schrittweise zum Wohlfahrtsstaat deformiert.
„Sozial“ wurde mit „Umverteilung und Einzelfallge-
rechtigkeit“ gleichgesetzt – ein Prozess, der zu im-
mer detaillierteren Regelungen führen musste, wie
auch der Umfang der Steuergesetze zeigt. 

IV. Fehlende institutionelle Bürokratieschranken 

Staatliche Bürokratien unterliegen keiner Markt-
kontrolle. Zwar bietet ein föderaler Staatsaufbau
im Ansatz die Möglichkeit, Wettbewerb zwischen
den einzelnen Gebietskörperschaften herzustellen.
In Deutschland stehen dieser Chance jedoch star-
ke Kräfte entgegen, so z.B. die Zentralisierung der
Gesetzgebungskompetenz auf Bundesebene, die
fehlende Steuerautonomie der Länder, häufig
überlappende Zuständigkeiten und Mischfinanzie-
rungen. Hinzu kommen Finanzausgleichsregelun-
gen, die den Anreiz für effizientes staatliches
Handeln auf Länderebene zunichte machen. 

Für den deutschen Bürokratismus ist weniger die
Tagespolitik als vielmehr ein ungünstiger Staats-
aufbau, die Funktionsweise der demokratischen
Mechanismen und ein falsches Staatsverständnis
bei Bürgern und Politik verantwortlich. Ohne ein
Umdenken, d.h. ein Besinnen auf Eigenverant-
wortlichkeit und individuelle Risikoübernahme,
kann Bürokratieabbau nicht funktionieren. Darüber
hinaus ist die Neuorganisation der Bund-Länder-
Beziehung unumgänglich, um Anreize für effizien-
tes Regieren und Haushalten auf allen gebietskör-
perschaftlichen Ebenen zu schaffen.

Bürokratiequelle Brüssel

In vielen Jahren wirtschaftlicher und demokrati-
scher Stabilität sind in der Bundesrepublik
Deutschland mehr und mehr Rechtsvorschriften
entstanden oder wurden immer feiner ausdifferen-
ziert. Seit geraumer Zeit muss auch die Europä-
ische Union zu den Quellen für Bürokratie gezählt
werden. So erlässt Brüssel stetig neue Vor-
schriften, ohne jedoch im gleichen Maße andere
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zurückzunehmen. Die Gesamtanzahl und der
Umfang der Vorschriften sind dabei beträchtlich
angewachsen: Ende 2002 belief sich der Bestand
an Rechtsvorschriften bereits auf 97.000 Amts-
blattseiten. Im Jahre 2003 hat die EU-Kommission
eine Initiative zur Verschlankung dieser Vor-
schriften eingeleitet. Auch sollen wirtschaftlich
hemmende Auswirkungen der europäischen
Rechtsvorschriften stärker beachtet werden und
die Wettbewerbsfähigkeit europäischer Unterneh-
men im internatio-
nalen Vergleich in
den Vordergrund
treten. 

Das ehrgeizige Ziel,
den Rechtsbestand
sekundären Gemein-
schaftsrechts durch
Vereinheitlichung,
Konsolidierung und
Kodifizierung bis
zum Jahr 2005 um
35.000 Seiten zu
reduzieren, wird vor-
aussichtlich nicht
erreicht werden. Einen Schritt in die richtige Rich-
tung geht jedoch Kommissionsmitglied Günther
Verheugen mit seinem aktuellen Gesetzesreduzie-
rungsvorhaben im Bereich „Umwelt und Verbrau-
cherschutz“. 

Auf einem anderen Schlachtfeld des Papierkrieges
hat sich die Europäische Union mit Bund und
Ländern alliiert und erhebt im großen Umfang stati-
stische Daten. Die entstehenden Mehrfachbefra-
gungen von Unternehmen müssen dringend einge-
schränkt werden, indem z.B. Datenbanken grenz-
überschreitend verknüpft und vorhandene Daten
besser genutzt werden. Darüber hinaus sollten
sämtliche Einzelstatistiken einer kritischen Überprü-
fung unterzogen werden. Der Maßstab ihrer Berech-
tigung sollte sein, dass sie für das Handeln des
Staates, der Europäischen Union oder der Wirt-
schaft absolut unverzichtbar sind. Statistiken, deren
Aussagekraft im Verhältnis zum Erhebungsaufwand
gering ist, sind ersatzlos abzuschaffen. 

Überflüssig sind darüber hinaus die berüchtigten
Brüsseler Normverordnungen, die in erster Linie
die wirtschaftliche Freiheit einschränken, poten-
zielle Dynamik hemmen und letztlich auch die
gesellschaftliche Akzeptanz der Europäischen
Union schmälern. Ausdruck dieses übertriebenen
Vereinheitlichungs- und  Reglementierungswahns
sind beispielsweise die Obstnormierung oder das
Seilbahngesetz (siehe Kasten).

Die Europäischen
Union stellt eine
historisch einmalige
Chance dar, durch
Realisierung des
Binnenmarktes neue
Gestaltungsspiel-
räume zu schaffen.
Deswegen sollte
das Subsidiaritäts-
prinzip konsequent
angewandt werden:
Auf europäischer E-
bene sollte nur das
geregelt werden,
was nicht auch

durch Länder oder Regionen geleistet werden kann.
Für die Bürokratieverhinderung wäre es daher sehr
hilfreich, wenn die EU den Wettbewerb unter den
Regionen stärken würde. Die Bundesländer könnten
Zugriffsrechte sowohl bei der Rahmengesetzgebung
als auch bei der Regelung der Verwaltungsverfahren
und Behördenorganisation bekommen. So wäre ein
Wettbewerb zur Erprobung innovativer Ansätze
möglich, und im Sinne einer Best Practice könnte
unter verschiedenen und unterschiedlich erfolgrei-
chen Konzepten das zukunftsfähigste ausgewählt
werden. 

Die Weiterentwicklung der Europäischen Union
muss zum Abbau bürokratischer Hemmnisse in
Europa genutzt werden, indem auf flexiblen Wett-
bewerb anstelle starrer Harmonisierung gesetzt
wird. Die nationalen Gesetzgeber hätten durch den
Wettbewerb um Investoren und qualifizierte
Arbeitskräfte den Anreiz, wie Unternehmen zu han-
deln: Nämlich effizient und serviceorientiert. 
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Gurkenkrümmungsverordnung
Nach der auf EU-Recht basierenden Obstqualitätsnormver-
ordnung dürfen Gurken in Europa nicht krumm wachsen:
Mehr als zehn Millimeter Krümmung auf zehn Zentimeter
Gurke sind nicht gestattet. 

Berliner Seilbahngesetz
Obwohl die Stadt Berlin keine Seilbahn aufweist, gibt es seit
dem 9.12.2000 in Berlin ein Seilbahngesetz. Grund ist die
EU-Richtlinie 2000/9/EG, welche die Regelung des Betriebs
von Seilbahnen, Ski- und Schleppliften unabhängig vom
Vorhandensein einer solchen Anlage vorschreibt. Wäre der
Berliner Senat dem nicht nachgekommen, hätte die EU ein
Strafgeld aussprechen müssen. 

„Wenn es nicht notwendig ist, ein Gesetz zu erlassen, dann ist es notwendig, kein Gesetz zu erlassen.“
Charles de Montesquieu / zitiert von Bundespräsident Horst Köhler am 15. März 2005.



4 Im Zweifel für die Freiheit: 
Ansätze für weniger 
Bürokratie in Deutschland

Das politische Ziel „Bürokratieabbau“ oder
„Schlanker Staat“ ist dem politischen Beobachter
seit Jahrzehnten vertraut. Das Thema Bürokratie-
abbau hat politisches Gewicht und fehlt daher in
keinem Parteiprogramm. Jedoch verfallen Regie-
rungen, auch wenn sie sich den Kampf gegen
Regulierung auf die Fahnen schreiben, nahezu
unentwegt in neue Bürokratisierungsexzesse. Wie
steht es also mit dem Ernst und dem Vermögen,
dem Problem auf Dauer Herr zu werden?

Offensichtlich reicht es nicht aus, bestehende
Gesetze und Verordnungen abzuschaffen und zu
vereinfachen, um Bürokratismus einzudämmen. So
greifen auch die Initiativen verschiedener Bundes-
regierungen ohne zusätzliche Prophylaxe zu kurz.
Die Vereinfachung aktueller Regelungen muss
durch Mechanismen flankiert werden, die das
Entstehen neuer Bürokratie zukünftig verhindern. 

Notwendig ist der Entwurf eines Generalplanes zur
konzeptionellen Neuordnung der Gesetzgebung in
Deutschland – basierend auf der Idee, dass weni-
ger Staat und weniger Regulierung besser für Bür-
ger und Unternehmen sind. Dabei kann der Blick
auf erfolgreiche Ansätze in anderen Ländern hilf-
reich sein. 

4.1 Vorbild Ausland?  
Maßnahmen in Großbritannien, 
den Niederlanden und den USA 

Deutschland ist heute der kranke Mann Europas.
Das bürokratische System hat in den 70er-Jahren
stark zu wuchern begonnen und ist, trotz wohlklin-
gender Absichtserklärungen, in den 80er-Jahren
nicht entschlackt worden. Ab 1990 wurde die
Frage der Entbürokratisierung durch die Bewälti-
gung der Folgen der deutschen Einheit an den
Rand gedrängt. Das eingefahrene Regelwerk der
Bundesrepublik ist auf die neuen Bundesländer
übertragen worden – die Chance einer Vereinfa-
chung wurde nicht genutzt. 

Im Gegensatz zu Deutschland haben andere
Länder die letzten 25 Jahre verwendet, um büro-
kratische Verkrustungen aufzubrechen und die

ökonomische Rahmenordnung grundlegend zu
modernisieren. In vielen Fällen wurde der Mut zu
echten Paradigmenwechseln in der Gesetzgebung
aufgebracht, um die Regelfluten einzudämmen.
Die folgende Darstellung der Entbürokratisierungs-
maßnahmen in Großbritannien, den USA und den
Niederlanden zeigt, wie Bürokratie andernorts
wirksam bekämpft und internationale Wettbe-
werbsfähigkeit zurückgewonnen wurde. 

Großbritannien 

Als Margaret Thatcher 1979 die Regierung über-
nahm, war Großbritannien das Wachstums-
schlusslicht Europas. Die Premierministerin mach-
te die 80er-Jahre zu einem Jahrzehnt der Deregu-
lierung und vermittelte der Wirtschaft durch das
bewusste Zurückdrängen des Staates neue
Impulse. Unter dem Leitsatz „The business of
government is not the government of business“
wurde umfassend  dereguliert und privatisiert. 

Premierminister John Major ist diesen Weg weiter-
gegangen, indem er mit dem neuartigen „Deregu-
lation and Contracting Out Act“ seinen Ministern
die Möglichkeit gab, durch Verordnungen direkt in
das Primärrecht einzugreifen. Dadurch können
Bürokratie- und Regulierungslasten gezielt verrin-
gert werden, während das Verändern der wesentli-
chen Gesetzesinhalte jedoch ausgeschlossen ist.
Dieser pragmatische Weg zu weniger Bürokratie
wurde durch erweiternde Ergänzungen des „Re-
gulatory Reform Act“ der Regierung Tony Blair wei-
ter beschritten. 

Mittlerweile ebenfalls erfolgreich bei der Bürokra-
tieeindämmung ist die „Regulatory Impact Unit“
(RIU). Sie überprüft Gesetzesvorlagen und beste-
hende Gesetze auf ihre Folgen für Wirtschaft und
Bürger. Diese Einrichtung ist eine der Regierung
direkt zugeordnete Arbeitsgruppe. Sie wird ergänzt
durch ein unabhängiges Expertengremium, der
„Better Regulation Task Force“. Vorschläge dieser
Gruppe zur Angemessenheit, Konsistenz, Trans-
parenz und Zielorientierung der Gesetzgebung
werden zur Umsetzung der RIU anheimgestellt.  

Die englische Wirtschaft hat alle Maßnahmen bis-
her sehr begrüßt. Das Wirken der praxisorientier-
ten Hebel zeigt sich z.B. auch in OECD-Rankings:
Großbritannien belegt in den Bereichen „staatliche
Kontrolle und Regulierung“ sowie „Barrieren für
Existenzgründer“ die besten Plätze. Kernbausteine

Bürokratieabbau in Deutschland
Versinkt unsere Zukunft im Regelsumpf?

10



dieses Erfolgs und Basis für das ökonomische
Wiedererstarken des Landes sind einerseits die
kurzen Eingriffswege durch Ministerverordnungen
und andererseits die Schaffung einer stimmge-
wichtigen Entbürokratisierungsinstitution. Der heu-
tige Erfolg der englischen Wirtschaft rechtfertigt
den damaligen Ansatz Maggie Thatchers: Eisern
durchforsten und pragmatisch reformieren.  

Vereinigte Staaten von Amerika

Die USA sind wie Großbritannien vom „angelsäch-
sischen Pragmatismus“ geprägt. Der Hang zur
Einzelfallgerechtigkeit und Gleichbehandlung, zu
Papier gebracht in detaillierten staatlichen Rege-
lungen für alle Lebens- und Wirtschaftsbereiche,
ist hier traditionell weniger stark ausgeprägt als in
Kontinentaleuropa. Dennoch kämpfen auch die
USA mit größer werdenden Reglementierungs-
hemmnissen, nicht zuletzt, weil auch die einzelnen
Bundesstaaten umfassende Gesetzgebungskom-
petenzen besitzen. 

Ein wichtiger Baustein der amerikanischen Ent-
bürokratisierungsstrategie ist die Kosten-Nutzen-
Analyse jedes Gesetzes im Vorfeld der Verabschie-
dung. Das Budgetbüro des Kongresses (CBO)
erstellt im Zuge des „Unfunded Mandates Reform
Act“ von 1995 eine grobe Quantifizierung der Kos-
ten eines Gesetzes und eine Beschreibung seiner
indirekten Folgekosten und Auswirkungen auf
Dritte. Diese Stellungnahme umfasst nicht mehr als
5 - 10 Seiten, basierend auf dem Erfahrungsschatz
der beteiligten Beamten und externer Experten.  Im
Mittelpunkt steht v.a. die Plausibilität der Ergebnis-
se und die Geschwindigkeit der Analyse. Das Re-
präsentantenhaus und der Senat können über Ge-
setzesvorlagen nicht beraten, solange nicht ein po-
sitiver Saldo von Gesetzesnutzen versus Bürokra-
tiekosten attestiert wurde. 

Für die Erfassung der Bürokratiefolgekosten für
Unternehmen wird auf Expertenschätzungen
anstelle von statistischen Befragungen zurückge-
griffen. Durch den „Paperwork Reduction Act“ von
1980 sind die Berichtspflichten der Wirtschaft
spürbar zurückgegangen. 

Auch bestehende Gesetze und Verordnungen,
deren Kosten voraussichtlich 100 Millionen Dollar
überschreiten, unterliegen regelmäßigen Büro-
kratiekostenkontrollen. Insgesamt besitzt die Kos-
ten-Nutzen-Analyse seit langem einen hohen

Stellenwert in der amerikanischen Gesetzgebung.
Im Kampf gegen Bürokratismus ist aber auch der
amerikanische Föderalismus gezielt gestärkt wor-
den, indem der Regierung nun Sanktionen drohen,
wenn sie Kosten auf Bundesstaaten verlagert. Die
Kombination von zügigen Gesetzesfolgenabschät-
zungen, pragmatischen Schätzungen anstelle auf-
wendiger Befragungen und einem föderalen Ge-
setzgebungswettbewerb hält das Wuchern der
amerikanischen Bürokratie in Schach. Ergebnis ist
eine flexible und schlagkräftige Volkswirtschaft. 

Die Niederlande

Die niederländische Regierung hat sich verpflich-
tet, den Verwaltungsaufwand für die Wirtschaft von
2002 bis 2006 um 20 Prozent zu verringern. Dabei
sollen insbesondere die Verwaltungs- und Informa-
tionskosten für die Einhaltung staatlicher Bestim-
mungen minimiert werden. Die weiterführende Fra-
ge nach den Regulierungsinhalten und  eventuellen
Streichungen von Gesetzen oder Verordnungen
soll erst in einem zweiten Schritt gestellt werden. 

Die aktuelle Strategie zum Abbau bürokratischer
Lasten von Unternehmen trägt den griffigen
Namen „Eine bessere Verwaltung für Bürger und
Unternehmen“ und wird vom Wirtschaftsministe-
rium, also einer betroffenen Stelle, koordiniert. Das
Programm sieht vor, dass alle Ministerien Aktions-
pläne erstellen und dem Parlament jährlich über
ihre Fortschritte beim Bürokratieabbau Rechen-
schaft ablegen. Ein unabhängiges Beratungs-
gremium („Actal“) prüft den Verwaltungsaufwand
jeder neuen Vorschrift.  Dieses Gremium ist in der
Lage, in einem „Quick scan“ schnelle Vorbeurtei-
lungen der Gesetzesvorlagen vorzunehmen. Aller-
dings entscheiden letztlich die Ministerien, welche
Vorschriften erlassen oder welche Vorhaben ins
Parlament eingebracht werden. 

Die zentrale Idee des niederländischen Modells ist
es, den Verwaltungsaufwand durch ex ante und ex
post durchgeführte Evaluierungen sowie durch
Standardkostenverfahren zu messen. Dieses Ver-
fahren mit dem Titel „Mistral“ geht von jeder ein-
zelnen Vorschrift bzw. Gesetz aus und quantifiziert
die zu erwartenden und laufenden Bürokratiekos-
ten. Dadurch wird es möglich, jedes Gesetzesvor-
haben fundiert zu bewerten und gezielte Strategien
zur Bürokratiereduktion zu erarbeiten. Die jährliche
Überwachung der Bürokratiekostenentwicklung
hält den politischen Handlungsdruck dabei be-
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ständig aufrecht. Die Kombination von Regie-
rungsselbstverpflichtung und regelmäßiger Kon-
frontation mit den Beurteilungen des Actal-Grem-
iums lassen das Bändigen der bürokratischen Kra-
ke in Holland realistisch erscheinen.

4.2 Strategien gegen 
den deutschen Bürokratismus

4.2.1 Kurzfristige Durchforstungsmaßnahmen

Der Masterplan
Bürokratieabbau
der sozialdemokra-
tisch geführten
Bundesregierung
hat bewirkt, dass
55 Gesetze und
233 Rechtsverord-
nungen in den Jah-
ren 2003 und 2004
außer Kraft gesetzt
wurden. In der glei-
chen Zeit sind 280
neue Gesetze und
903 Rechtsverord-
nungen verkündet
worden. Hinzu kam
der Behördenaus-
bau: So wurde die
„Finanzkontrol le
Schwarzarbeit“ mit
7000 Mitarbeitern,
eine „Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“ mit
6000 Beschäftigten und eine Mautüberwachungs-
behörde mit knapp 1000 Angestellten neu ge-
schaffen.

Die rot-grüne Bundesregierung rühmt sich, das
Bürokratieproblem anzugehen, doch das Ergebnis
ihres Handlungsplanes ist mager: Nach zwei Jahren
sind gerade einmal 39 Prozent des Arbeits-
programms „Initiative Bürokratieabbau“ erledigt.
Fortschritte gab es bei der verstärkten Nutzung von
Onlineverfahren für die Wirtschaftsstatistik, bei der
Standardisierung von Bilanzierungsregeln sowie bei
den Arbeitsschutzanforderungen für Winterbau-
stellen und Arbeiten im Freien. Diese Ergebnisse
sind weniger als ein Tropfen auf den heißen Stein.
Die Entbürokratisierung muss nicht nur deutlich
mutiger und radikaler ausfallen, sie muss auch von
veränderten Mechanismen zur Bürokratieverhin-
derung begleitet werden.

In Anlehnung an Vorschläge des Instituts der deut-
schen Wirtschaft sowie der Deregulierungskom-
mission der Bayerischen Staatsregierung werden
im Folgenden zunächst kurzfristige Vereinfa-
chungsmöglichkeiten aufgeführt, welche die Büro-
kratiebelastung deutscher Unternehmen verrin-
gern und Impulse für mehr Wachstum und Be-
schäftigung geben können. 

• Effizientere staatliche Kontrolle

Doppel- und Mehr-
fachkontrollen kön-
nen im Arbeitssi-
cherheitsrecht und
der technischen
Betriebsprüfung ef-
fizienter gestaltet
werden. Teilweise
sind hier Berufsge-
n o s s e n s c h a f t e n
und Gewerbeauf-
sichtsämter parallel
tätig. Oftmals kom-
men detaillierte Ü-
berprüfungen durch
Behörden für Le-
bensmittel- und
Gaststättenrecht
hinzu. Notwendig
ist hier eine risikoa-
däquate Prüfung
durch staatlich be-

liehene Unternehmen (wie z.B. TÜV oder
DEKRA). Langfristig könnten staatliche Über-
wachungsmaßnahmen durch ein System der
Zertifizierung und Selbstüberwachung von
Unternehmen vollständig entbehrlich gemacht
werden.

• Vermeidung sachfremder 
Kriterien in allen Vorschriften

Die gesetzlichen Vorschriften in Deutschland die-
nen häufig dazu, neben dem  eigentlichen Rege-
lungszweck auch staatlich-politische Ziele zu er-
reichen. Anstelle des Grundsatzes „ein Ziel – ein
Instrument“ erhöhen sachfremde Verknüpfungen
zu Umverteilung, Tariftreue, Teilzeit oder Frauen-
erwerbsbeteiligung die Komplexität der Vor-
schriften. Deshalb ist es erforderlich, alle Gesetze
von sachfremden Entscheidungskriterien zu ent-
schlacken.  
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Trauung in geschlossenen Räumen
Paragraph 8 des deutschen Personenstandsgesetz sieht
vor: „Die Eheschließung soll in einer [...] würdigen Form vor-
genommen werden.“ Die dazugehörige Verwaltungsvor-
schrift spricht bereits explizit von einem „Raum, [...] der die-
sen Anforderungen entspricht.“ Insofern ist es nur folgerich-
tig, wenn in einem Runderlass des Potsdamer Innen-
ministeriums „Trauungen außerhalb geschlossener Räume“
für „unzulässig“ erklärt werden.

Vorschrift ist Vorschrift
Obwohl die gemeindeeigene Kläranlage die Abwässer ohne
Probleme klären konnte, war ein Wäschereibetrieb durch
den Anhang 55 der Abwasserverordnung gezwungen, eine
Wasseraufbereitungsanlage zu bauen. Zu investieren waren
rund 700.000 Euro in eine Anlage, die monatlich mit rund 20
Arbeitsstunden gewartet werden muss. Hinzu kommt eine
wöchentliche chemische Analyse für rund 200 Euro, damit
die örtliche Behörde ihre Überwachungsfunktion erfüllen
kann.   (IHK Koblenz)



• Quartalsmäßige
Umsatzsteuervoranmeldung

Bereits Unternehmen mit mehr als 50.000  Euro
Jahresumsatz müssen die Umsatzsteuervoran-
meldung jeden Monat anstelle jeden Quartals
einreichen. Aus Angst vor Steuerausfällen müs-
sen seit Januar 2002 auch alle Existenzgründer
eine monatliche Erklärung leisten – egal, wie
hoch ihr Umsatz ist. Für Unternehmen und Fi-
nanzverwaltung bedeutet dieses Vorgehen
deutlich mehr bürokratischen Aufwand. Ein
Rückkehr zur quartalsmäßigen Umsatzsteuer-
voranmeldung ist daher geboten. 

• Genehmigungen und 
Verfahren aus einer Hand

Unternehmerisches Handeln wird durch zu viele
Ansprechpartner bei parallelen Verfahren in zu
vielen Behörden behindert. Der Unternehmer
sieht sich in einem Behördendschungel, den er
kaum durchschaut, und in dem er obendrein
„von Pontius zu Pilatus“ geschickt wird. Un-
ternehmen, aber auch Bürger sollten in Zukunft
nur noch eine behördliche Anlaufstelle haben,
die das Anliegen garantiert zeitnah erledigt.
Notwendig ist dazu eine Bündelung der Kom-
petenzen innerhalb der Verwaltung oder die
Koordinierung der beteiligten Fachstellen durch
behördliche Projektmanager. Viele Aufgaben
können an die Industrie- und Handelskammern
beziehungsweise Handwerkskammern übertra-
gen werden. Für bestimmte Vorgänge und
Genehmigungen sollten dann Höchstfristen,
etwa von einem Monat, festgelegt werden, um
den Unternehmen Planungssicherheit zu ver-
schaffen. Für Steuerzahlungen muss ein einzi-
ges Finanzamt ausreichen, das alle Steuerarten
mit Hilfe einer einheitlichen Unternehmenskenn-
ziffer zusammenfasst. 

• Generalisierung und Pauschalierung 

Eine der Hauptursachen für Bürokratie ist der
staatliche Hang zur Einzelfallgerechtigkeit. An-
stelle einer Unzahl von Detailregelungen könn-
ten im Wirtschaft-, Arbeits- und Sozialrecht
pauschale Lösungen für besseres Verständnis
und einfacherer Handhabung sorgen. Auch im
Steuerrecht würde eine großzügige Ausweitung
diverser Pauschalbeträge die Betriebe von
Bürokratie befreien. Ansatzpunkte sind Fahrt-

kosten für Pendler und Dienstreisende sowie
Dienstwagenregelungen oder Bewirtungskos-
ten. In der Gesetzgebung ist Mut zum Umden-
ken erforderlich, um über generalisierte Tatbe-
stände Bürokratie wirksam zu begrenzen.  

• Überarbeitung von Schwellenwerten 

Im deutschen Arbeits- und Sozialrecht wird
häufig auf die Zahl der Mitarbeiter pro Betrieb
Bezug genommen. Werden gewisse Schwellen-
werte überschritten, greifen die gesetzlichen
Regelungen, etwa im rigiden Kündigungsschutz
ab 5 bzw. 10 (bei Neueinstellungen) Mitarbei-
tern. Viele dieser Schwellenwerte könnten weg-
fallen oder zumindest großzügiger ausgestaltet
werden, um v.a. kleine und mittlere Betriebe von
Bürokratie zu entlasten. Bisher müssen bei
mehr als 10 Mitarbeitern Pausenräume einge-
richtet werden; bei mehr als 20 Mitarbeitern
müssen Arbeitsplätze für Behinderte bereitge-
stellt werden und bei mehr als drei Jugend-
lichen pro Betrieb ist ein Aushang über Arbeits-
und Pausenzeiten vorgeschrieben. Wo Schwel-
lenwerte unvermeidbar sind, ist die Betrachtung
des betrieblichen Arbeitsvolumens anstelle der
Mitarbeiteranzahl zielführender.

• Effizientere statistische Datenerfassung 

Bundesweit richten sich 62 jährliche, vierteljähr-
liche oder monatliche Erhebungen an Wirt-
schaftsunternehmen, so die jährliche Investi-
tions- und Kostenstrukturerhebung oder die
vierteljährliche Verdiensterhebung. Hinzu kom-
men unregelmäßige Statistiken aus dem Um-
weltbereich oder von europäischen Behörden.
Grundlagen sind das Bundesstatistikgesetz,
Landesgesetze sowie EG-Verordnungen. Ob-
wohl statistische Daten ohne Zweifel Be-
deutung haben, bleibt viel Raum für eine Ein-
dämmung dieser Bürokratiequelle. Der Ge-
setzgeber muss zunehmend den Mut aufbrin-
gen, nicht jeden Unternehmensbereich und je-
de Region bis in den letzten Winkel statistisch
auszuleuchten. Viele Zählungen können ersetzt
werden, indem verstärkt auf bestehende Daten-
bestände zurückgegriffen wird, etwa durch ein
bundesweit einheitliches Unternehmensregis-
ter. Darüber hinaus bieten sich auch digitale
Verfahren an, die etwa eine Dateneingabe durch
die Buchhaltungssoftware ermöglichen.
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4.2.2 Strukturänderungen zur 
Bürokratieverhinderung 

Bürokratieabbau bedeutet nicht nur, kompromiss-
los gegen bestehende Überreglementierung und
Bevormundung vorzugehen. Ebenso wichtig ist
es, Weichen für ein neues Staatsverständnis, für
effizientere Verwaltungsmechanismen und für
innovative Regelungslösungen zu stellen. Wettbe-
werbliche Lösungen müssen deutlicher in den
Vordergrund rücken. Die Marktakteure müssen
wieder mehr Verantwortung erhalten und der Ge-
setzgeber muss den Mut aufbringen, sich aus
möglichst vielen Bereichen des öffentlichen
Lebens zurückzuziehen. 

Die folgenden Vorschläge sind geeignet, Bürokra-
tie bereits in ihrer Entstehung einzuschränken. Sie
alle haben gemeinsam, einen „Mind Change“, d.h.
einen Paradigmenwechsel in der Denkweise von
Gesetzgeber und Verwaltung, vorauszusetzen.

• Gesetzestests durch eine 
unabhängige Institution

In Deutschland werden die bürokratischen Las-
ten und Folgewirkungen staatlichen Handelns
bisher nicht systematisch untersucht. Es fehlt
an einer gesamtwirtschaftlichen Gesetzesfol-
genabschätzung durch eine unabhängige Insti-
tution mit dem Ziel, die betriebs- und volkswirt-
schaftlichen Kosten der Normgebung transpa-
rent zu machen. Die Idee eines Bürokratie-
TÜVs wurde zwar schon von einigen Landesre-
gierungen aufgegriffen, aber die Einrichtung
eines bundesstaatlichen und unabhängigen
Gremiums zur Kostenabschätzung neuer
Gesetze steht noch aus. Nach US-amerikani-
schem und niederländischem Vorbild sollte
eine solche Institution die Aufgabe haben, die
Verträglichkeit von Bürokratie auf Basis von
Kosten-Nutzen-Analysen zügig zu prüfen.
Schnelligkeit muss während des Gesetzge-
bungsprozesses im Zweifelsfall vor Detailge-
nauigkeit gehen. Wie in den USA sollte das Ge-
setzesvorhaben aufgehalten werden können,
wenn sich kein positiver Kosten-Nutzen-Saldo
errechnen lässt. 

• Gesetzesbefristungen

Die steigende Anzahl von Vorschriften scheint
ein Naturgesetz moderner Gesellschaften zu
sein. Um den Zufluss neuer Regelungen durch
einen automatischen Abfluss alter Regelungen
zu kompensieren, bieten sich sogenannte
Sunset Clauses an: Alle Normen und Verwal-
tungsvorschriften werden dann mit einer Ver-
fallsfrist von fünf oder zehn Jahren versehen.
Nach Fristablauf muss der Gesetzgeber bewei-
sen, dass die jeweilige Norm sinnvoll ist, an-
sonsten verliert sie automatisch ihre Gültigkeit.
Diese Beweislastumkehr steuert der Tendenz
entgegen, dass einmal erlassene Gesetze aus
dem Blickfeld des Gesetzgebers verschwin-
den, obwohl die langfristigen Wirkungen nicht
bekannt sind. Um Rechtssicherheit zu gewähr-
leisten, muss das Befristungsverfahren trans-
parent ausgestaltet sein. Geeignete Bereiche
sind beispielsweise Lenkungssteuern, techni-
sche Regelwerke und der Bereich der De-
regulierung. Auch Verordnungen sollten grund-
sätzlich mit einer Befristung versehen werden. 

• Wettbewerb unter Verwaltungen

Der deutsche Bürokratismus zeigt sich nicht
nur in der Anzahl der Regeln und Gesetze, son-
dern auch in der teilweise umständlichen und
langsamen Behördenarbeit. Für die Leistungen
der öffentlichen Verwaltungen existieren keine
Marktpreise, so dass das wichtigste Instrument
zur Vermeidung von Ineffizienzen, der Wett-
bewerb, nicht wirken kann. Neben einer mög-
lichst umfangreichen Privatisierung öffentlicher
Aufgaben sollte daher ein Wettbewerb unter
den Verwaltungen etabliert werden. Die jeweili-
gen Leistungen und Kosten müssen dazu nach
einheitlichen Kriterien regelmäßig verglichen
werden. Dadurch entstünde der Anreiz, die
eigene Effizienz zu verbessern und gleichzeitig
würden sogenannte Best Practices Maßstäbe
setzen. Direkte Vergleichsindikatoren für Büro-
kratismus in den Verwaltungen könnten die
Dauer von Genehmigungsverfahren, Öffnungs-
zeiten, Einsatz von E-Government und das An-
gebot von Behörden-Lotsen sein. Ein transpa-
renter und regelmäßiger Wettbewerb unter ver-
gleichbaren öffentlichen Einrichtungen würde
einen heilsamen Zwang zur ständigen Verbes-
serung entstehen lassen; die Behörden würden
zu Dienstleistern. 
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• Service- und Leistungsorientierung 
der Behördenmitarbeiter

An der Schnittstelle von Staat und Bürgern bzw.
Unternehmen muss eine moderne und serviceo-
rientierte Verwaltung stehen. Kern einer Erneue-
rung der deutschen Behörden sollte ein bürger-
und wirtschaftsfreundlicher Verwaltungsange-
stellter sein, der Ergebnisse optimiert und unter-
nehmerische Ressourcen schont, anstatt in
einer Art Drehtür-Mentalität alle Anfragen
schnellstmöglichst abzuwimmeln. Lange Ge-
nehmigungsverfahren sind auch dem bisherigen
Hauptarbeitsanreiz geschuldet, Fehler zu ver-
meiden. Hier sind positive Leistungsanreize zu
setzen, um ergebnisorientiertes Arbeiten zu er-
reichen. Ein erster Schritt ist durch die Einfüh-
rung leistungsorientierter Vergütungselemente
bereits getan worden. Hinzukommen muss
jedoch eine stärkere Delegation von Budget-
und Personalverantwortung sowie die Erhöhung
von Ermessensspielräumen. Verantwortungs-
delegation weckt intrinsische Motivation und
steigert das Engagement. Regelmäßige Zielver-
einbarungs- und Feedbackgespräche sowie
Evaluationen und die permanente Fortbildung
und Schulung, z.B. auch durch Volontariate in
der Wirtschaft, müssen hinzukommen. Die Ser-
viceorientierung der öffentlichen Verwaltungen
sollte darüber hinaus durch verbesserte Erreich-
barkeit, verlängerte Öffnungszeiten und ver-
ständlichere Formulare erhöht werden. Mit die-
sen Maßnahmen könnten die Verwaltungen

nicht nur ihr Image verbessern, sondern sie
könnten auch zu Katalysatoren des wirtschaft-
lichen Wachstums in Deutschland werden.

• Kompetitiver Föderalismus

Der Wettbewerbsgedanke muss auch unter
den Gebietskörperschaften einen breiteren
Raum einnehmen. Deutschland muss vom
kooperativen zum kompetitiven Föderalismus
zurückkehren, so dass sich den Ländern die
Chance bietet, unterschiedliche Konzepte zur
Beseitigung bürokratischer Hemmnisse auf
gesetzlicher Ebene zu erproben und überzeu-
genden Ideen zum Durchbruch zu verhelfen.
Auf dem Wege einer Verfassungsänderung im
Bereich der konkurrierenden und der Rahmen-
gesetzgebung sowie bei der Regelung der Ver-
waltungsverfahren und der Behördenorganisa-
tion muss den Bundesländern ein echtes Ge-
setzgebungsrecht im Bürgerlichen Recht und
Wirtschaftsrecht zugestanden werden. Gleich-
zeitig müssen die Länder über eigene Steuer-
quellen verfügen, um wieder stärker eigenver-
antwortlich handeln zu können. Die Beispiele
USA und Schweiz zeigen, dass echter Födera-
lismus zu Leistungsfähigkeit und Wohlstand
führt. Die Einsicht, dass Wettbewerb effiziente
Lösungen generiert, muss daher konsequent
auf die Gesetzgebung in der Bundesrepublik
übertragen werden. Auf EU- Ebene ist darüber
hinaus auf eine durchgängige Anwendung des
Subsidiaritätsprinzip zu achten.
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5 Plädoyer für Entschlossenheit,
Mut und Durchhaltewillen

Die Bundesrepublik Deutschland befindet sich in
einer strukturellen Krise. Die Mängel der deutschen
Wettbewerbsordnung sind Ursache für die Wachs-
tumsschwäche und die katastrophale Arbeits-
marktsituation. Doch um die ökonomischen
Selbstheilungskräfte des Landes zu aktivieren, ist
eine Rückkehr zu echtem Wettbewerb erforderlich.
Dazu brauchen die Unternehmen, die Motoren für
Wohlstand und Stabilität, mehr Flexibilität; dem
Bürger muss eine größere Eigenverantwortung zu-
wachsen und der Staat muss aus dem Markt ge-
drängt werden. Effiziente Ergebnisse sind in erster
Linie von dezentralen Entscheidungen im Wett-
bewerb zu erwarten. Der kategorische Imperativ
des Staates sollte daher sein, im öffentlichen Le-
ben so wenig wie möglich in Erscheinung zu treten.

Die öffentliche Hand ist derzeit jedoch trotz aller
verbalen Bekundungen und Entbürokratisierungs-
initiativen so präsent wie nie zuvor. Erforderlich ist
daher ein drastisches Durchforsten aller Rechtsbe-

reiche nach dem Vorbild Großbritanniens unter
Margaret Thatcher. Um das Arbeits- und Sozial-
recht darf dabei kein Bogen gemacht werden. 

Zu einem ehrlichen Entbürokratisieren muss die
Prophylaxe kommen. Dafür ist ein politischer
„Mind Change“ für private und innovative Lösun-
gen erforderlich: So sollte sich der Staat von poli-
tisch motivierten Umverteilungszielen verabschie-
den und sich zunehmend als Dienstleister begrei-
fen. Institutionelle Bürokratieschranken wie prag-
matische Kosten-Nutzen-Analysen nach nieder-
ländischem und US-amerikanischem Vorbild müs-
sen dabei einen verstärkten gesetzgeberischen
Wettbewerb unter den Bundesländern ergänzen.
Auf diese Weise könnten wirkungsvolle Anreize für
eine schlanke und effiziente Verwaltung gesetzt
werden. 

Viele der genannten Maßnahmen für weniger Büro-
kratie und mehr Freiheit sind bereits im Grundge-
setz verankert. Allerdings hat die Politik das erfolg-
reiche System der sozialen Marktwirtschaft im
Laufe der Jahrzehnte verzerrt und die Republik un-
beweglich und krisenanfällig gemacht. Jetzt kommt
es darauf an, mit modernen Mechanismen zu den
ordnungspolitischen Kernideen zurückzukehren.

Bürokratieabbau in Deutschland
Versinkt unsere Zukunft im Regelsumpf?

16

Karikatur: Thomas Plaßmann.


